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Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie ein zur 8. ordentlichen Hauptversammlung der ThyssenKrupp ag, Duisburg und 

Essen, die am Freitag, dem 19. Januar 2007, 10.00 Uhr, im RuhrCongress, Stadionring 20, 

44791 Bochum, stattfindet.

Die Einladung zur Hauptversammlung mit der Tagesordnung wurde im elektronischen

Bundesanzeiger vom 07. Dezember 2006 veröffentlicht.

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der ThyssenKrupp ag und 
des Konzernabschlusses zum 30. September 2006 mit dem Lagebericht 
der ThyssenKrupp ag und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2005/2006 
und dem Bericht des Aufsichtsrats

Die vorstehenden Unterlagen liegen in den Geschäftsräumen der ThyssenKrupp ag in 

� 40211 Düsseldorf, August-Thyssen-Straße 1

� 47166 Duisburg, Kaiser-Wilhelm-Straße 100

� 45143 Essen, Altendorfer Straße 103

zur Einsichtnahme der Aktionäre aus und stehen auch im Internet unter www.thyssenkrupp.com 

zum Download bereit. Sie werden den Aktionären auf Anfrage auch zugesandt.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

Aus dem Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2005/2006 soll 1,00 € je dividendenberechtigter Stück-

aktie ausgeschüttet werden. Die Dividende soll am 22. Januar 2007 ausgezahlt werden. Eigene

Aktien der Gesellschaft sind nicht dividendenberechtigt. Bis zur Hauptversammlung kann sich die

Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Hauptversamm-

lung ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2005/2006

in Höhe von 547.768.971,00 € wie folgt zu verwenden: 

� Ausschüttung einer Dividende von 1,00 €  

je dividendenberechtigter Stückaktie: 488.764.592,00 €

� Einstellung in andere Gewinnrücklagen: 33.279.927,00 €

� Vortrag auf neue Rechnung: 25.724.452,00 €

Tagesordnung
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3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2005/2006 amtierenden

Mitgliedern des Vorstands Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2005/2006 amtierenden

Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin und Frankfurt am Main, zum Abschlussprüfer für das

Geschäftsjahr 2006/2007 zu wählen.

6. Beschlussfassung über die neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG und zum Ausschluss des Bezugsrechts

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit nicht gesetzlich ausdrücklich zugelassen,

einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Da die von der Hauptversammlung

2006 beschlossene Ermächtigung im Juli 2007 ausläuft, soll der Hauptversammlung vorgeschlagen

werden, der Gesellschaft erneut eine Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien zu erteilen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des derzeitigen Grund-

kapitals zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien,

die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71 a ff. AktG zuzurechnen

sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf

nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden.

b) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung eines

oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft oder durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft

ausgeübt werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 18. Juli 2008. Die von der Hauptversammlung

der Gesellschaft am 27. Januar 2006 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

wird zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen Ermächtigungsbeschlusses aufgehoben.

c) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines öffentlichen

Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots.

� Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte Gegen-

wert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungs-

auktion ermittelten Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem)

um nicht mehr als 5 % über- oder unterschreiten.

� Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot bzw. eine öffentliche Aufforderung zur

Abgabe eines Kaufangebots, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kauf-

preisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse im

Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei Börsenhandels-

tagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung
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zur Abgabe eines Kaufangebots um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben

sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur

Abgabe eines Kaufangebots erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann

das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots angepasst werden.

In diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der drei Börsenhandelstage vor der Veröffent-

lichung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur

Abgabe eines solchen Angebots kann weitere Bedingungen vorsehen. Sofern das Kaufan-

gebot überzeichnet ist bzw. im Fall einer Aufforderung zur Abgabe eines Angebots von mehre-

ren gleichwertigen Angeboten nicht sämtliche angenommen werden, muss die Annahme

nach Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück

zum Erwerb angebotener Aktien je Aktionär kann vorgesehen werden.

d) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die auf Grund dieser Ermächtigung

erworben werden, zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu den 

folgenden Zwecken zu verwenden:

aa) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im vereinfachten

Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrages

der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen werden. Die Einzie-

hung kann auf einen Teil der erworbenen Aktien beschränkt werden. Von der Ermächtigung

zur Einziehung kann mehrfach Gebrauch gemacht werden. Erfolgt die Einziehung im verein-

fachten Verfahren, ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung

ermächtigt.

bb) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an die

Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert

werden, der den Börsenpreis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt

der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet.

cc) Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere auch im Zusam-

menhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Unternehmens-

beteiligungen sowie Zusammenschlüssen von Unternehmen. 

dd) Die Aktien können auch zur Erfüllung von Umtauschrechten aus von der Gesellschaft

oder von Konzernunternehmen der Gesellschaft begebenen Wandelschuldverschreibungen

verwendet werden.

e) Die Ermächtigungen unter lit. d), aa) bis dd) erfassen auch die Verwendung von Aktien der

Gesellschaft, die auf Grund von § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden.

f) Die Ermächtigungen unter lit. d) können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln

oder gemeinsam, die Ermächtigungen gemäß lit. d), bb) bis dd) können auch durch abhängige

oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder auf deren Rechnung

oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden. 

g) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie

diese Aktien gemäß der vorstehenden Ermächtigung unter lit. d), bb) bis dd) verwendet werden.

h) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands auf Grund dieses Haupt-

versammlungsbeschlusses nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.
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7. Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit 
zum Bezugsrechtsausschluss und entsprechende Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

a) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital bis zum 18. Januar 2012 mit Zustimmung des

Aufsichtsrates um bis zu 500.000.000,- € durch Ausgabe von bis zu 195.312.500 neuen, auf

den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals zu

erhöhen („Genehmigtes Kapital“). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die

Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernom-

men werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates Spitzenbeträge, die

sich auf Grund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom Bezugsrecht auszunehmen sowie das

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit dies erforderlich ist, um den

Inhabern von im Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals umlaufenden Wandel-

und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht aus von der ThyssenKrupp ag oder ihren

Konzerngesellschaften bereits begebenen oder künftig zu begebenden Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es

ihnen nach Ausübung der Wandel- und/oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs-

pflicht als Aktionäre zustehen würde. Der Vorstand wird ferner ermächtigt, das Bezugsrecht mit

Zustimmung des Aufsichtsrates auszuschließen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den

Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des

Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet und die ausgegebenen Aktien insgesamt 10 %

des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung

dieser Ermächtigung überschreiten. Auf diese Kapitalgrenze ist die Veräußerung eigener Aktien

anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt. Aktien, die zur Bedienung von Schuldver-

schreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht ausgege-

ben werden bzw. auszugeben sind, sind ebenfalls auf die Kapitalgrenze von 10 % anzurechnen,

sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss

des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben

werden. Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrates bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates den weiteren Inhalt der Aktien-

ausgabe und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt,

die Fassung des § 5 der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten

Kapitals und, falls das Genehmigte Kapital bis zum 18. Januar 2012 nicht oder nicht vollständig

ausgenutzt sein sollte, nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen.

b) § 5 der Satzung wird um folgenden Absatz 5 ergänzt:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 18. Januar 2012 mit Zustimmung des

Aufsichtsrates um bis zu 500.000.000,- € durch Ausgabe von bis zu 195.312.500 neuen, auf

den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals zu
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erhöhen („Genehmigtes Kapital“). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die

Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernom-

men werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates Spitzenbeträge, die sich

auf Grund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom Bezugsrecht auszunehmen sowie das gesetzliche

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von im

Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals umlaufenden Wandel- und/oder Options-

rechten bzw. einer Wandlungspflicht aus von der ThyssenKrupp ag oder ihren Konzerngesell-

schaften bereits begebenen oder künftig zu begebenden Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach

Ausübung der Wandel- und/oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungspflicht als

Aktionäre zustehen würde. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, das Bezugsrecht mit Zustimmung

des Aufsichtsrates auszuschließen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis

der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises

nicht wesentlich unterschreitet und die ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung

überschreiten. Auf diese Kapitalgrenze ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern

sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186

Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt. Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wand-

lungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht ausgegeben werden bzw. auszu-

geben sind, sind ebenfalls auf die Kapitalgrenze von 10 % anzurechnen, sofern die Schuldver-

schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in

entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Darüber hinaus

ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrates

bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates den weiteren Inhalt der Aktien-

ausgabe und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt,

die Fassung des § 5 der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten

Kapitals und, falls das Genehmigte Kapital bis zum 18. Januar 2012 nicht oder nicht vollständig

ausgenutzt sein sollte, nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen.“

8. Beschlussfassung über die Änderung von § 9 der Satzung 
(Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer des Aufsichtsrats)

Mit der vorgeschlagenen Neufassung von § 9 der Satzung, insbesondere dessen Absatz 2, soll der

Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung, Essen („Stiftung“), ein Recht zur Entsendung von

maximal drei Mitgliedern in den Aufsichtsrat der Gesellschaft eingeräumt werden. Die Beteiligung

der Stiftung am Grundkapital der ThyssenKrupp ag beträgt derzeit 23,71 %. Sollte die Beteiligung

der Stiftung 25 % überschreiten, soll die Stiftung zur Entsendung von drei Mitgliedern, bei einem

Anteilsbesitz von 15 bis 25 % des Grundkapitals zur Entsendung von zwei Mitgliedern und bei einem

Anteilsbesitz von 10 bis 15 % zur Entsendung von einem Mitglied in den Aufsichtsrat der Gesellschaft

berechtigt sein. Eine Kapitalbeteiligung der Stiftung von weniger als 10 % lässt das Entsendungs-

recht ganz entfallen. Im Sinne guter Corporate Governance wird für den langjährigen Großaktionär

der Gesellschaft eine der Bedeutung seiner Beteiligung entsprechende Vertretung im Aufsichtsrat

sichergestellt.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

§ 9 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 9 

Zusammensetzung, Entsendungsrecht, Bestellung, Amtsdauer

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern, von denen 10 von den Aktionären und 10 von

den Arbeitnehmern nach den Bestimmungen des Mitbestimmungsgesetzes vom 4. Mai 1976

(MitbestG) bestellt werden.

(2) Die Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung ist, wenn sie Stückaktien mit einem anteiligen

Betrag am Grundkapital der Gesellschaft von mindestens 10 v. H. hält, berechtigt, ein, wenn

sie Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital der Gesellschaft von mindestens

15 v. H. hält, zwei, und wenn sie Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital der

Gesellschaft von mindestens 25 v. H. hält, drei der auf die Aktionäre entfallenden Mitglieder in

den Aufsichtsrat zu entsenden.

(3) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversamm-

lung, die über die Entlastung des Aufsichtsrates für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der

Amtszeit beschließt; hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitge-

rechnet. Die Hauptversammlung kann für gewählte Mitglieder der Aktionäre eine kürzere

Amtszeit bestimmen. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschie-

denen Mitgliedes erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes.

(4) Gleichzeitig mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitgliedes kann ein Ersatzmitglied bestellt

werden, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner

Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger bestellt ist. Die Aktionäre können ein Ersatz-

mitglied für ein Aufsichtsratsmitglied oder mehrere Aufsichtsratsmitglieder bestellen. Die Amts-

zeit eines in den Aufsichtsrat nachgerückten Ersatzmitgliedes der Aktionäre endet, sobald die

Hauptversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen einen

Nachfolger für das ausgeschiedene Mitglied gewählt hat, spätestens mit Ablauf der Amtszeit

des ausgeschiedenen Mitgliedes.

(5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer

Frist von zwei Wochen durch schriftliche Anzeige an den Vorstand niederlegen. Aus wichtigem

Grund kann die Niederlegung mit sofortiger Wirkung erfolgen.“

9. Beschlussfassung über die Änderung von § 14 der Satzung 
(Vergütung des Aufsichtsrats)

Die fixe Vergütung des Aufsichtsrats der ThyssenKrupp ag soll unter Beibehaltung der bisherigen

Vergütungsstruktur von 16.000,- € auf einen jährlichen Betrag in Höhe von 50.000,- € erhöht werden.

Dadurch wird der intensiver gewordenen Überwachungstätigkeit des Aufsichtsrats Rechnung getragen

und die Vergütung zum Teil von der wirtschaftlichen Entwicklung des Konzerns abgekoppelt. Dem-

entsprechend soll die variable Vergütung gesenkt werden, um das Niveau der gesamten Vergütung

stabil zu halten. Dazu soll die Höhe der dividendenabhängigen Tantieme von bisher 800,- € auf

300,- € je 0,01 € Dividende über 0,10 € reduziert werden. Bei der auf den langfristigen Unterneh-
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menserfolg ausgerichteten Vergütungskomponente soll der Schwellenwert von zurzeit 500 Mio. €

auf 1 Mrd. € im Drei-Jahres-Durchschnitt erhöht werden. Dieser Vergütungsbestandteil würde somit

erst entstehen, wenn das Konzernergebnis im Drei-Jahres-Durchschnitt über dem Schwellenwert

von 1 Mrd. € liegt. 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen daher vor zu beschließen:

§ 14 der Satzung wird in Absatz 1 und 2 wie folgt neu gefasst:

„§ 14

Vergütung

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten erstmals für das Geschäftsjahr 2006/2007 außer der

Erstattung ihrer baren Auslagen

a) eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung in Höhe von 50.000,- €;

b) eine Tantieme von 300,- € je 0,01 € Dividende, die über 0,10 € je Stückaktie hinaus für

das abgelaufene Geschäftsjahr an die Aktionäre ausgeschüttet wird;

c) eine auf den langfristigen Unternehmenserfolg bezogene jährliche Vergütung in Höhe von

2.000,- € je 100.000.000,- € Ergebnis vor Steuern im Konzernabschluss der Gesellschaft

(„EBT“), das im Durchschnitt der letzten drei Geschäftsjahre („Vergleichszeitraum“) ein EBT

von 1.000.000.000,- € übersteigt. Die Vergütung wird erstmalig zahlbar nach Ablauf der

Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrates für das am 30. September

2007 endende Geschäftsjahr entscheidet. Bis zu diesem Zeitpunkt hinzukommende oder

ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine zeitanteilige Vergütung.

(2) Die Vergütung nach Absatz (1) beträgt für den Vorsitzenden jeweils das Dreifache und für seinen

Stellvertreter jeweils das Doppelte der vorgenannten Beträge. Jedes Mitglied eines Ausschusses

mit Ausnahme des nach § 27 Absatz 3 MitbestG gebildeten Ausschusses erhält einen Zuschlag

von 25 % auf die Vergütung nach Absatz (1), der Vorsitzende des Ausschusses einen solchen

von 50 %. Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres oder in

Bezug auf die Vergütung nach Absatz (1) c) nur während eines Teils des Vergleichszeitraums

dem Aufsichtsrat angehört haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere Vergütung.

Die nach diesem Absatz (2) zu zahlende Vergütung für die Tätigkeit in Ausschüssen ist der

Höhe nach auf den Betrag, der der einfachen Vergütung nach vorstehendem Absatz (1) ent-

spricht, beschränkt.“

10. Beschlussfassung über die Änderung von § 3 der Satzung (Bekanntmachungen)

Der Entwurf des Transparenzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes, das im Januar 2007 in Kraft treten

soll, stellt die Übermittlung von Informationen wie z. B. die Einladung zur Hauptversammlung an

die Aktionäre im Wege der Datenfernübertragung unter anderem unter den Vorbehalt der Zustim-

mung der Hauptversammlung, selbst wenn ein Aktionär in diese Form der Informationsüber-

mittlung ausdrücklich eingewilligt hat. Um nach Inkrafttreten des Gesetzes unseren Aktionären

weiterhin Informationen elektronisch übermitteln zu können, soll die Satzung bereits jetzt im Wege

eines Vorratsbeschlusses in § 3 entsprechend ergänzt werden.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

§ 3 der Satzung wird in der Überschrift geändert, der bisherige Satz 1 wird Absatz 1 und folgender

zweiter Absatz wird angefügt:

„§ 3 

Bekanntmachungen und Informationen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können auch mittels

elektronischer Medien übermittelt werden.“

Der Vorstand wird diese Satzungsänderung nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Eintragung in die

Handelsregister anmelden.

Bericht des Vorstands gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Absatz 3
und 4 AktG zu Tagesordnungspunkt 6

Die ThyssenKrupp ag hat in der Hauptversammlung vom 27. Januar 2006 einen Ermächtigungsbe-

schluss zum Erwerb eigener Aktien gefasst, der bis zum 26. Juli 2007 befristet ist. Wegen des Ablaufs

der Ermächtigung im laufenden Geschäftsjahr soll dieser Ermächtigungsbeschluss zum Zeitpunkt des

Wirksamwerdens der in dieser Hauptversammlung zu beschließenden neuen Ermächtigung aufgeho-

ben werden.

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien

durch ein öffentliches an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes Kaufangebot oder durch die

öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots zu erwerben. Dabei ist der aktienrechtliche

Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Bei der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots

können die Adressaten der Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien und – bei Festlegung einer

Preisspanne – zu welchem Preis sie diese der Gesellschaft anbieten möchten. Sofern ein öffentliches Kauf-

angebot überzeichnet ist bzw. im Falle einer Aufforderung zur Abgabe eines Angebots von mehreren

gleichwertigen Angeboten nicht sämtliche angenommen werden können, muss die Annahme nach Quoten

erfolgen. Jedoch soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von

Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge

bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die

technische Abwicklung zu erleichtern. Der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kauf-

preisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den Durchschnitt der Schlusskurse im Xetra-

Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei Börsenhandelstagen vor dem

Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Kaufange-

bots um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines

Kaufangebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots erhebliche Abwei-

chungen des maßgeblichen Kurses, so kann stattdessen auch auf den Durchschnittskurs der drei Börsen-

handelstage vor der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung abgestellt werden. Das Kaufangebot bzw.

die Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots kann weitere Bedingungen vorsehen.

Die erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken verwendet werden,

insbesondere auch zu den folgenden:

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung, die erworbenen eigenen Aktien außerhalb der

Börse gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts zu veräußern. Voraussetzung dafür ist, dass

die Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher

Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung

wird von der in § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG

zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Dem Gedanken
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des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu

einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet.

Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der

Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt

der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Der Abschlag vom

Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen

Börsenpreises betragen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Be-

zugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals

nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der

Ausübung dieser Ermächtigung. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote

durch Kauf von ThyssenKrupp Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Die Ermächtigung liegt im

Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft. Sie ermöglicht es insbesondere,

Aktien auch gezielt an Kooperationspartner auszugeben.

Die Veräußerung der eigenen Aktien kann auch gegen Sachleistung unter Ausschluss des

Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen. Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, eigene Aktien

unmittelbar oder mittelbar als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder

im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an

Unternehmen anbieten zu können. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft

verlangen nicht selten in derartigen Transaktionen die Gegenleistung in Form von Aktien. Die hier

vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum, sich bietende

Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen

schnell und flexibel sowohl national als auch auf internationalen Märkten ausnutzen zu können. Dem

trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungs-

relationen wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt

werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes der als Gegenleistung gewährten Aktien

am Börsenpreis der ThyssenKrupp Aktien orientieren. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsen-

preis ist hierbei nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht

durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen.

Die Ermächtigung sieht ferner vor, dass die eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts

der Aktionäre zur Erfüllung von Umtauschrechten von Inhabern von durch die Gesellschaft oder deren

Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen verwendet werden können. Es

kann zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene

Aktien zur Erfüllung der Umtauschrechte einzusetzen.

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht nur hinsichtlich solcher Aktien

Gebrauch gemacht werden, die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben wurden. Die

Ermächtigung umfasst vielmehr auch solche Aktien, die nach § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden.

Es ist vorteilhaft und schafft weitere Flexibilität, diese eigenen Aktien in gleicher Weise wie die auf

Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen Aktien verwenden zu können.

Die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien können von der

Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden. Entsprechend 

§ 237 Absatz 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der Gesellschaft die Einziehung ihrer voll ein-

gezahlten Stückaktien beschließen, auch ohne dass damit eine Herabsetzung des Grundkapitals der

Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapital-

herabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapital-

herabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital

der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdende Änderung der

Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernde Anzahl der Stückaktien vorzunehmen.

Der Aufsichtsrat kann im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens bestimmen, dass Maßnahmen

des Vorstands auf Grund der Hauptversammlungsermächtigung nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG nur mit

seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung 

unterrichten.
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Bericht des Vorstands gemäß § 203 Absatz 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186
Absatz 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 7

Unter Punkt 7 der Tagesordnung wird die Schaffung eines Genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu

500.000.000,- € durch Ausgabe von bis zu 195.312.500 neuen, auf den Inhaber lautende Stück-

aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen vorgeschlagen.

Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital wird der Vorstand der ThyssenKrupp ag in einem an-

gemessenen Rahmen in die Lage versetzt, die Eigenkapitalausstattung der ThyssenKrupp ag gerade

auch im Hinblick auf die vom Vorstand für die nächsten Jahre verfolgte Wachstums- und Investitions-

strategie jederzeit den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und in den sich wandelnden Märk-

ten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu handeln. Dazu muss die Gesellschaft – unab-

hängig von konkreten Ausnutzungsplänen – stets über die notwendigen Instrumente der Kapitalbe-

schaffung verfügen. Da Entscheidungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig

zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Haupt-

versammlungen abhängig ist. Mit dem Instrument des Genehmigten Kapitals hat der Gesetzgeber die-

sem Erfordernis Rechnung getragen. Gängige Anlässe für die Inanspruchnahme eines Genehmigten

Kapitals sind die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben. 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht jedoch vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates

berechtigt sein soll, Spitzenbeträge, die sich auf Grund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom Be-

zugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Dies ermöglicht die erleichterte Abwicklung einer Bezugsrechts-

emission, wenn sich auf Grund des Emissionsvolumens oder zur Darstellung eines praktikablen Bezugs-

verhältnisses Spitzenbeträge ergeben. Die als so genannte „freie Spitzen“ vom Bezugsrecht ausgenom-

menen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrates ausgeschlossen werden

können, soweit es erforderlich ist, um auch den Inhabern von bestehenden und künftig zu begebenden

Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien geben zu können,

wenn dies die Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibung vorsehen. Solche Schuldverschreibungen

sind zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt in der Regel mit einem Verwässerungsschutzmechanis-

mus ausgestattet, der vorsieht, dass den Inhabern bei nachfolgenden Aktienemissionen mit Bezugsrecht

der Aktionäre anstelle einer Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises ein Bezugsrecht auf neue

Aktien eingeräumt werden kann, wie es auch den Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, als

ob sie ihr Options- oder Wandlungsrecht bereits ausgeübt hätten bzw. eine Wandlungspflicht erfüllt wäre.

Dies hat den Vorteil, dass die Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Verwässerungsschutz durch Re-

duktion des Options- bzw. Wandlungspreises – einen höheren Ausgabekurs für die bei der Wandlung

oder Optionsausübung auszugebenden Aktien erzielen kann. 

Mit Zustimmung des Aufsichtsrates soll das Bezugsrecht ferner ausgeschlossen werden können,

wenn die neuen Aktien bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zu einem Betrag

ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung ermög-

licht es der Gesellschaft, Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen und einen hierbei entstehenden

Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des Bezugsrechts er-

möglicht dabei nicht nur ein zeitnäheres Agieren, sondern auch eine Platzierung der Aktien zu einem

börsenkursnahen Preis, also ohne den bei Bezugsrechtsemissionen in der Regel erforderlichen Abschlag.

Dies führt zu höheren Emissionserlösen zum Wohl der Gesellschaft. Zusätzlich kann mit einer derartigen

Platzierung die Gewinnung neuer Aktionärsgruppen angestrebt werden. Bei Ausnutzung der Ermächti-

gung wird der Vorstand den Abschlag – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – so niedrig bemessen, wie dies

nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Abschlag
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vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals wird jedoch keinesfalls mehr

als 5 % des aktuellen Börsenpreises betragen. Die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186

Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschrei-

ten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermäch-

tigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie während der

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG

erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuld-

verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht ausgegeben werden

bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung

unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG

ausgegeben werden. Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem Be-

dürfnis der Aktionäre nach einem Verwässerungsschutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Die

Aktionäre haben auf Grund des börsenkursnahen Ausgabepreises der neuen Aktien und auf Grund

der größenmäßigen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit,

ihre Beteiligungsquote durch Erwerb der erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über

die Börse aufrechtzuerhalten. Es ist daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetz-

lichen Wertung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen

bei einer Ausnutzung des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen

gewahrt bleiben, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume

eröffnet werden.

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Aufsichtsrates ferner bei Kapitalerhöhungen

gegen Sacheinlagen ausgeschlossen werden können. Damit wird der Vorstand in die Lage versetzt,

Aktien der Gesellschaft in geeigneten Einzelfällen zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen,

Unternehmensbeteiligungen oder anderen Wirtschaftsgütern einzusetzen. So kann sich in Verhandlungen

die Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien zu leisten. Die Möglichkeit,

Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung anbieten zu können, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb

um interessante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum

Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen Wirtschafts-

gütern liquiditätsschonend zu nutzen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungs-

struktur kann die Hingabe von Aktien sinnvoll sein. Die Ermächtigung ermöglicht der ThyssenKrupp ag

in geeigneten Fällen auch größere Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen zu erwerben, soweit

dies im Interesse der ThyssenKrupp ag und damit ihrer Aktionäre liegt. Der Gesellschaft erwächst da-

durch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der

Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei der

Festlegung der Bewertungsrelation sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre

angemessen gewahrt bleiben und ein angemessener Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt wird.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitaler-

höhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird dies nur

dann tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesell-

schaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächti-

gung berichten.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Von den insgesamt ausgegebenen 514.489.044 Stückaktien der Gesellschaft sind im Zeitpunkt der

Einberufung dieser Hauptversammlung 488.764.592 Stückaktien teilnahme- und stimmberechtigt.

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 17 der

Satzung unserer Gesellschaft diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft unter der nach-

folgend genannten Adresse anmelden und einen von ihrem depotführenden Institut erstellten besonderen

Nachweis ihres Aktienbesitzes an diese Adresse übermitteln:

ThyssenKrupp ag

c/o Bayerische Hypo- und Vereinsbank ag

FMS5HV

80311 München

Telefax: (089) 5400-2519

E-Mail: hauptversammlungen@hvb.de

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 29. Dezember 2006 beziehen und

der Gesellschaft zusammen mit der Anmeldung spätestens bis zum Ablauf des 12. Januar 2007 unter

der genannten Adresse zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der

Textform und müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein.

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes werden den Aktionären von

der Anmeldestelle Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der

Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine Eintrittskarte für die

Teilnahme an der Hauptversammlung bei ihrem depotführenden Institut anzufordern. Die erforderliche

Anmeldung und der Nachweis des maßgeblichen Anteilsbesitzes werden in diesen Fällen durch das depot-

führende Institut vorgenommen.

Wir bitten um Verständnis, dass auf Grund der in den letzten Jahren stark gestiegenen Zahl der

Anmeldungen zu unserer Hauptversammlung jedem Aktionär grundsätzlich nur eine Eintrittskarte ausge-

stellt werden kann.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, können ihr Stimm-

recht durch Bevollmächtigte, z. B. durch ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben lassen.

Zusätzlich bieten wir unseren Aktionären wie bisher an, sich durch von der Gesellschaft benannte

Stimmrechtsvertreter bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. Diesen Stimmrechtsvertretern müssen

dazu eine Vollmacht und Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechts-

vertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten

Stimmrechtsvertreter über das Internet oder schriftlich erteilt werden. Per Internet können Vollmacht

und Weisungen auch noch während der Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmung erteilt

oder geändert werden. Zur Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter

wird ebenfalls eine Eintrittskarte für die Hauptversammlung benötigt.

Nähere Einzelheiten zur Teilnahme an der Hauptversammlung sowie zur Vollmachts- und Wei-

sungserteilung erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt. Entsprechende

Informationen sind auch im Internet unter www.thyssenkrupp.com einsehbar.



Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Alle Aktionäre der ThyssenKrupp ag sowie die interessierte Öffentlichkeit können die Hauptversamm-

lung auf Anordnung des Versammlungsleiters am 19. Januar 2007 ab 10.00 Uhr in voller Länge live

im Internet verfolgen (www.thyssenkrupp.com). Der uneingeschränkte Onlinezugang zur Live-Über-

tragung wird über den Link „Hauptversammlung“ ermöglicht. Die Eröffnung der Hauptversammlung

durch den Versammlungsleiter sowie die Rede des Vorstandsvorsitzenden stehen auch nach der Haupt-

versammlung als Aufzeichnung zur Verfügung.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß den §§ 126 und 127 AktG

Gegenanträge und Wahlvorschläge zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung sind ausschließlich

an die nachstehende Adresse zu richten. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge

werden nicht berücksichtigt.

ThyssenKrupp ag

Zentralbereich Investor Relations

August-Thyssen-Straße 1

40211 Düsseldorf

Telefax: (0211) 824-38512

E-Mail: ir@thyssenkrupp.com

Bis spätestens zum Ablauf des 04. Januar 2007 unter vorstehender Adresse eingegangene Gegen-

anträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden nach Nachweis der Aktionärseigenschaft des

Antragstellers den anderen Aktionären im Internet unter www.thyssenkrupp.com unverzüglich zugänglich

gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden nach dem 04. Januar 2007 ebenfalls

unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.

Duisburg und Essen, im Dezember 2006

ThyssenKrupp ag

Der Vorstand
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